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Safwan Eid ist freigesprochen - die Mörder Logrand Christin 
n h u Daniel Mija Monique 
laufen weiter unbehelligt herum - die Über- Susanna Rabia Sylvio 


und all die anderen, die 

als Flüchtlinge in dieses 

Land kamen und von deutschen 
Mördern umgebracht wurden. 


lebenden sind von Abschiebung bedroht 


Einige Gedanken zum rassistischen Brandanschlag in Lübeck am 18.Januar 1996 


Trotz des Freispruches haben sie uns verurteilt! 


Safwan ist endlich freigesprochen worden. 
Der furchtbare Verdacht gegen ihn war zu 
keiner Zeit begründet. Der Prozeß hat gezeigt, 
daß sich dieser Verdacht nicht nur gegen ihn 
gerichtet hat: Gemeint waren wiraalle. Von An- 
fang an waren die Ermittlungen gegen uns 
gerichtet - schon am Tag des Brandan- 
schlages, als noch die jungen Deutschen als 
mögliche Täter verhört wurden. Die Ärzte 
haben unser Blut genommen, um uns auf 
ansteckende Krankheiten zu untersuchen - 
auf Hepatitis, auf Tuberkulose und auf Aids. 
In diesen Krankheiten wollten sie Hinweise 
für ein Motiv suchen: ein Motiv der Verzweif- 
lung oder ein Motiv der Rache für die Infek- 
tion mit einer ansteckbaren Krankheit. Die 


Ermittler wollten unser Leben aushorchen, 
um uns in die Nähe von Sucht, Unmoral und 
Kriminalität zu bringen. Polizei und Staats- 
anwaltschaft haben damit begonnen, dann 
haben die Medien diese Unterstellungen auf- 
genommen und weiter Lügen erfunden: Ge- 
schichten über Streit und Eifersucht, über 
Prostitution und Pornographie, über 
Autoschiebereien und schließlich den Han- 
del mit Rauschgift. Nicht einmal unsere To- 
ten lassen sie in Ruhe. Das Gericht hat spe- 
kuliert: "Bei Sylvio Ammoussou ist alles denk- 


bar - vom Opfer bis zum Täter." Es ist so ein- 
fach, jetzt die Toten für den Brand verant- 
wortlich zu machen: So brauchen sie unter 
den Deutschen nicht nach Tätern zu suchen. 
Als Zeuginnen und Zeugen sind wir gefragt 
worden, ob wir unsere Kinder "wie Sklaven 
halten". Noch einmal fragen wir zurück: "Wir 
fragen Euch Weiße - wie hält man einen Skla- 
ven?" Gerade die Mütter, die ihre Kinder in 
der Hafenstraße aliein erzogen haben, sind 
gefragt worden, warum unsere Kinder ver- 
schiedene Namen tragen, ob sie verschiede- 
ne Väter haben, wie häufig wir Besuch von 
Männern gehabt haben - wir fragen zurück: 
warum nicht von Frauen? Die schlechten 
Phantasien sind in Euren Köpfen. In einem 
Verfahren wegen mehrfachen Mordes und 
Mordversuchs werden wir danach gefragt, 
ob wir das Sozialamt betrogen haben, ob wir 
unerlaubt die Stadt verlassen haben, ob wir 
uns von Safwans Freispruch ein Bleiberecht 
versprechen. All diese Fragen haben nichts 
mit der Aufklärung des rassistischen Brand- 
anschlags zu tun. Sie wurden nur gestellt, 
um uns verdächtig zu machen und die wirkli- 
chen Täter zu schützen. Wir und sonst nie- 
mand sollen das Haus angesteckt haben. Nur 
uns soll eine so furchtbare Tat zuzutrauen 


Erklärung von Überlebenden des Lübecker Brandanschlages vom 18.Januar 1996 zum Freispruch von Safwan Eid 


sein. Trotz Freispruchs haben sie uns verur- 
teilt. 

Was hier in diesem Land denkbar ist und täg- 
lich passiert, wollen sie uns in die Schuhe 
schieben. Keiner von uns ist dazu in der 
Lage, wegen eines Streits ein Haus anzustek- 
ken, in dem unsere Familien, unsere Freunde 
und Landsleute leben. Zu einem solchen Ver- 
brechen sind wir nicht fähig. Nicht bei uns, 
sondern hier in Europa passieren so furcht- 
bare Dinge ohne Grund: Menschen, die ei- 
nen Fluß durchschwimmen, werden vom Ufer 
ins Wasser zurückgestoßen. Boote werden 
von Kriegsschiffen gerammt, so daß Hun- 
derte ertrinken. Auf offener Straße werden 
wir verprügelt oder niedergestochen. Aus 
fahrenden Bussen und Bahnen werden wir 
geworfen. Bei der Abschiebung aufdem Flug- 
hafen werden wir geknebelt, erstickt und zu 
Tode gespritzt. Und unsere Häuser werden 
niedergebrannt, weil wir keine weiße Haut 
haben wie Ihr. Viele schweigen zu diesem Ver- 
brechen. Nur wenige helfen uns und klagen 
an. Das juristische Verfahren gegen Safwan 
und uns alle ist beendet. Aber für uns ist 
nichts beendet. Wir wollen, daß unsere Ehrc 
und Würde wiederhergestellt wird. Und wiı 
wollen die wirklichen Täter vor Gericht bringen 
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Prozesses sie nicht ermutigen, weite 
morden? Ihr faschistisches Umfeld i 


ser Stadt und ihrer Umgebung wird nicht 
erforscht. In der Nacht vor unserer Demon- 


stration der Trauer und Wut dürfen sie un- 


| erkannt Hakenkreuze an das verbrannte 
Haus und auf jüdische Grabsteine sprü- 
hen. Sie dürfen noch mehr Häuser von 
Migrannten und Migranntinnen nieder-- 
brennen. Sie dürfen mit einem Graffitoam 


2.August den Anschlag auf unser Leben 
als "Denkmal für Hitler" feiern. Sie dürfen 
am Jahrestag des Gedenkens an unsere 
Toten Hakenkreuze an die Kapelle schmie- 
ren, in der wir uns zum Gebet versammeln 
wollen. Sie dürfen sich rühmen, "beim Lü- 
becker Brand vom 18.Januar dabeigewe- 
sen zu sein", und sie können sicher sein, 
daß "die Polizei (ihnen) nichts tut". Schließ- 
lich dürfen sie ungeniert eine Kriegsflagge 
der Nazis entrollen, noch bevor die bren- 
nende Kirche St. Vicelin gelöscht ist. Da- 
mit unterstreichen sie ihre Drohung gegen 
die algerischen Flüchtlinge und uns 


alle:"Wir brennen Euch die Kirchen nieder, 
wenn Ihr Flüchtlingen Asyl gewährt." Hat 


der Bürgermeister dieser Stadt nicht recht, 
wenn er sagt:"Man weiß, wo das rechte 
Umfeld ist, man kennt die geistigen Urhe- 
ber - dann faßt sie doch! Wir wissen, wo 
sie sind, jeder weiß es. Man muß nur han- 
deln." 

Wir klagen die Männer an, gegen die der 
schwere Verdacht des Mordes begründet 
ist. Sie sagen selbst, sie haben Frau Joao- 
Bunga mit ihrer Tochter springen sehen, 
als sie die Panik aus dem Fenster trieb. Nur 
sie, und niemand anders, haben Sylvio 
Ammoussou gesehen, wie er sich bren- 
nend auf dem Boden gewälzt hat, um die 
Flammen zu ersticken. Sie müssen vor der 
Polizei am Tatort gewesen sein - und nicht 
an der Tankstelle, wie die Polizei alle glau- 
ben lassen will. Sie - und niemand von uns 
- haben Verbrennungen, die von der Ge- 
richtsmedizin als typische Verletzungen 
von Brandstiftern erkannt worden sind. 
Wer von uns würde mit diesen Beweisen 
nicht lange verurteilt worden sein? Die Er- 
mittlungen sollen wieder gegen sie aufge- 
nommen werden. Sie sollen festgenommen 
werden, bevor sie alle abgetaucht sind. Wir 
wollen, daß sie vor Gericht gestellt wer- 
den. Vieles spricht dafür, daß sie die Täter 
sind, auch wenn Deutschland nichts da- 
von wissen will. Wir wollen mit dieser ge- 
meinsamen Erklärung die öffentliche An- 
klage gegen sie erzwingen. 

Viele Fragen sind offen, die in einer Haupt- 


Warum sin sind nicht einmal die Personalien 
_sorOrt überprüft wordem? 
Warum ist die angebliche Bekleidung i in 


dieser Nacht nur bei einem 


erdächtigen 
gesichert worden? Warum ist 


der vierte 


_ Nerdächtige und Beschuldigte erst um 


22.00 Uhr festgenommen worden? 
Warum ist dieser Verdächtige ohne Alibi 
bisher nicht einmal erkennungsdienstlich 
behandelt ren? 

‚Warum ist am 18.Januar nur ein n Verdächti- 
ger nach dem Grund seiner Sengspuren ge- 
fragt worden? Warum sind die Haarproben 
von drei Verdächtigen nicht i im Labor des 
LKA untersucht worden? Warum hat der 
Generalstaatsanwalt die Ermittlungen 
noch am 19.Januar '96 einstellen lassen? 
Warum ist das angebliche Alibi von drei 
Verdächtigen nicht durch Gegenüberstel- 
lung überprüft worden? Warum ist auch 
gegen den 4. Verdächtigen - ohne Alibi - 
bis heute kein Haftbefehl erlassen wor- 
den? Warum glaubt die Staatsanwaltschaft 
nicht den Berichten von Geständnissen 
gegenüber anderen? 

Es gibt noch viele Fragen mehr, die unsere 
Anwälte und Anwältinnen zusammenstel- 
len werden. Wir haben sie beauftragt, für 
uns Widerspruch gegen die Einstellungs- 
verfügung der Staatsanwaltschaft Rich- 
tung Grevesmühlen einzulegen. Wir haben 
sie beauftragt, die rechtlichen Vorausset- 
zungen dafür zu schaffen, die öffentliche 
Anklage gegen die vier jungen Männer 
Rene B., Heiko P., Dirk T., Maik W. und 
womögliche Mittäter und die politisch Ver- 
antwortlichen zu erheben. 

Wir fordern, daß die Ermittlungen gegen 
die Tatverdächtigen sofort wieder aufge- 
nommen und sie unverzüglich vor Gericht 
gestellt werden. Wir fordern für uns, daß 
jeder Verdacht gegen uns, jede Unterstel- 
lung, jede öffentliche Verleumdung und 
Verurteilung zurückgenommen wird. Wir 
fordern noch einmal einen unbefristeten 
und gesicherten Aufenthalt für alle Über- 
lebenden des furchtbaren rassistischen 
Brandanschlags. 

Die Politiker und Behörden dürfen nicht 
vollstrecken, was die Nazis nicht zu Ende 
gebracht haben: die Vernichtung und Ver- 
treibung von uns allen. 


Lübeck, den 30.Juni 1997 
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Safwan Eid freigesprochen - Urteilsbegründung unbefriedigend 


Auf der Pressekonferenz, gleich nach Ver- 
kündung des Freispruchs für Safwan Eid, 
hielt auch das Lübecker Bündnis gegen 
Rassismus einen Beitrag zum Prozeßaus- 
gang, den wir im folgenden dokumentieren. 


Daß Safwan Eid endlich freigesprochen 
wurde, ist der einzig erfreuliche Aspekt im 
Komplex zum Brandanschlag in der Hafen- 
straße. Die Urteilsbegründung kann nicht 
befriedigen: Das Gericht hat Zweifel an 
Safwans Unschuld hinterlassen, zu viele 
Fragen wurden nicht beantwortet. Es bleibt 
an Safwan ein Makel, ein Verdacht hängen, 
das Gericht ist hinter seine Erklärung vom 
April zurückgegangen. 

Viele und entscheidende Fragen sind auch 
anderthalb Jahre nach dem Brandanschlag 
ungeklärt: 

- Offen ist, ob die tatsächlichen Täter ermit- 
telt werden, offen ist, ob die Ermittlungen 
gegen die dringend tatverdächtigen Nazis 
aus Grevesmühlen wiederaufgenommen 
werden. 

- Offen ist, ob die willkürlichen und in ihrer 
Einseitigkeit rassistischen Ermittlungen 
auch juristische Konsequenzen für die Ver- 
antwortlichen haben. 

Die Staatsanwälte, die sich so vehement 
gegen den Vorwurf gewehrt haben, bewie- 
sen durch ihre Wertung der Aussagen von 
ehemaligen Bewohnerinnen und Bewohnern 
des Flüchtlingsheims, bewiesen durch ihre 
Vernehmungsmethoden und -inhalte und 
schließlich auch durch ihr Plädoyer, wie be- 
rechtigt und fundiert die Anklage, rassi- 
stisch ermittelt zu haben, ist. 

- Schließlich ist offen, ob die erst durch den 
Brand, dann durch die Ermittlungen zu Op- 
fern gewordenen Flüchtlinge aus der Hafen- 
straße 52 Bleiberecht erhalten. 

Die Forderung nach dem Bleiberecht, die 
ihre Berechtigung unabhängig von Brand- 
ursache und Tätern hat, stieß zunächst auf 
breiten Konsens in Politik und Bevölkerung. 
Die Machenschaften der Staatsanwalt- 
schaft und das öffentliche Spekulieren um 
den Verdacht gegen Safwan Eid haben die- 
se Forderung zwischenzeitlich weitgehend 
zurückgedrängt. Immer noch gibt es viel 
verbale Unterstützung für das Bleiberecht: 
Die Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen haben eine entsprechende Resolu- 
tion verabschiedet. Auch im Landtag Schles- 
wig-Holsteins fand eine Resolution für das 
Bleiberecht eine Mehrheit. Aber alle verwei- 
sen aufden Bundesabschiebeminister Kant- 
her als Verantwortlichen. Was fehlt, ist der 
Mut, z.B. der Landesregierung, das Bleibe- 
recht zu verfügen und es auf einen politi- 
schen und möglicherweise auch juristischen 
Konflikt mit der Bundesregierung ankom- 


men zu lassen. 

Falls es zu einer Abschiebung auch nur ei- 
nes Überlebenden des Brandanschlages 
kommen sollte, würde dies bedeuten, daß 
Menschlichkeit und Gerechtigkeit in der 
deutschen Gesellschaft verloren haben. Es 
würde auch eine Niederlage der demokrati- 
schen, der liberalen Faktoren gegenüber den 
reaktionären, bürokratisch-rassistischen 
Hardlinern bedeuten. 

Wir als Lübecker Bündnis gegen Rassismus, 
als Teil der antifaschistischen und anti- 
rassistischen Basisbewegung, können 
nichts verfügen. Wir können der Öffentlich- 
keit und besonders den von Abschiebung 
bedrohten Flüchtlingen aus der Hafenstraße 
nur versprechen, daß wir alle Energien auf- 
bringen werden, um die Verantwortlichen zu 
einer schnellen positiven Entscheidung zu 
drängen. Und wir versprechen, daß es kei- 
ne Abschiebungen ohne massivsten Wider- 
stand von uns geben wird. 

Etwa 4000 Personen haben während der 
Unterschriftenkampagne für das Bleiberecht 
mit ihrer Unterschrift bekundet, daß sieauch 
mit Mitteln des zivilen Ungehorsams bereit 
sind, die Flüchtlinge vor der Abschiebung 
zu schützen. 

Seien mir noch ein paar Worte zur Situation 
hier in Lübeck erlaubt. 

Nach dem Anschlag aufdie Hafenstraße gab 
es noch mindestens vier rechtsextreme 
Brandanschläge bzw. davon einen vereitel- 
ten, also Brandanschlagsversuch, dazu 
noch etliche eindeutig faschistische Schmie- 
rereien. Die Staatsanwaltschaft hat im Fall 
Hafenstraße für alle, auch für die Nazis of- 
fen zu erkennen gegeben, gegen wen sie 
mit Energie ermittelt - und gegen wen sie 
Ermittlungen auch bei vorliegendem drin- 
gendstem Tatverdacht einstellt, eine ange- 
messene Verfolgungsenergie nicht an den 
Tag legt. 

Diese Strategie setzt sich fort, wenn - wie 
wir aufder Pressekonferenz der Ermittlungs- 
behörden hören mußten - metergroße Ha- 
kenkreuze und eindeutige Bedrohungen ein- 
fach ignoriert werden und ein politischer 
Hintergrund des neuerlichen Anschlags als 
„nicht gesichert“ bezeichnet wird! 

Auch zum Brandanschlag auf St. Vicelin 
gab es Äußerungen, die die Tat faktisch ver- 
harmlosten, die Täter allein als verwirrte, 
dumme Jungen charakterisieren. Hakenkreu- 
ze und Brandanschläge aber sind eindeu- 
tig, der Intelligenzquotient der Täter, ihre 
soziale Situation, ihr Alter sind nicht die 
entscheidenden Faktoren. Die derzeitige 
Tätigkeit der Ermittlungsbehörden in Lü- 
beck wird faschistische Brandstifter jeden- 
falls nicht von weiteren Taten abschrecken. 


Holger Wulf 
autonomer nachrichtendienst ZI.juli 1997 
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Rechtsstaatlichkeit siegt - Beschuldigung bleibt 


"Unabhängig davon, ob Safwan Eid freigelassen wird, hat der ideologische Schub in Richtung "Schluß mit dem deutschen Schuldkom- 
plex" seine Wirkung getan. Die erwünschten Folgen sind eingetreten. Insofern ist der Fall Lübeck im Großen und Ganzen abgeschlos- 
sen. Die Konsequenzen, die das "Volk" gezogen hat: Nie wieder Selbstbezichtigung, nie wieder Nazi-Vorwurf, "nur" weil "Ausländer" 
brennen. Deutschland hat genug von seinen Opfern." 

(zit. aus "Mörderland Deutschland"/antinationales büro) 


Mit dem Freispruch endete in Lübeck ein Pro- 
zeß, der für sich genommen den Vergleich mit 
anderen politischen Prozessen nie zu scheuen 
brauchte. Allerdings ging es in Lübeck nicht ge- 
gen "Staatsfeinde" linksradikaler Provenienz, die 
kriminalisiert wurden, sondern gegen Flüchtlin- 
ge und MigrantInnen, die ihrerseits Opfer eines 
Brandanschlags gewesen waren. Dennoch gilt es 
retroperspektiv festzustellen, daß das Interesse 
linker, antirassistischer und antinationaler Initia- 
tiven erschreckend dürftig ausfiel. Neben der 
Tatsache, daß auch viele Linke dem rassistischen 
Konstrukt aufsaßen, mag ein anderer Grund hier- 
für die Überzeugung gewesen sein, der "Fall Lü- 
beck" sei bereits nach einigen Wochen politisch 
abgeschlossen und "verloren" gewesen. Dies mag 
von einer analytischen Warte aus betrachtet sich 
so dargestellt haben, es wurde jedoch völlig aus- 
geblendet, daß für die Opfer des Anschlages "der 
Fall" keineswegs beendet war, sahen sie sich doch 
in der Folgezeit noch verstärkt rassistischen 
Anwürfen und der Gefahr einer drohenden Ab- 
schiebung ausgesetzt. Zum Anderen wurde das 
Bild eines bereits vollständig abgeschlossenen 
Formierungsprozesses gezeichnet. Dabei wurde 
nicht wahrgenommen, daß (nach wie vor) in den 
herrschenden rassistischen und nationalistischen 
Konstruktionen Widersprüche bestehen, die, 
(zugegebenermaßen kleine) Ansatzpunkte für In- 
terventionen hätten bieten können. 

So richtig also die Einschätzung im Eingangs- 
zitat bereits im Februar 1996 war, so bedarf sie 
nach dem Freispruch Safwan Eids am 30.Juni, 
nach 61 Verhandlungstagen, doch noch einiger 
Ergänzungen, denn sie ist nicht in der Lage zu 
beschreiben, was sich insbesondere mit Beginn 
der Hauptverhandlung am 16.September 1996 
an weiteren Entwicklungen vollzogen hat. Wenn 
auch der im Eingangszitat erwähnte "ideologi- 
sche Schub" seine Wirkung freilich getan hat, so 
waren Staatsanwaltschaft und Medien damit 
beschäftigt (und sind es immer noch), das Kon- 
strukt durch frei erfundene und erlogene Anschul- 
digungen der HausbewohnerInnen abzusichern 
und die vorhandenen Widersprüche zu verdrän- 
gen. Auch wurde verkannt, daß die 
HausbewohnerInnen zwar bereits in der Anfangs- 
phase als "TäterInnenkollektiv" dargestellt wur- 
den und sich bereits am 19.Januar stundenlan- 
gen, qualvollen Vernehmungen ausgesetzt sahen, 
die Beschuldigung gegen sie durch die Eröffnung 
und insbesondere in der Hauptverhandlung po- 
tenziert wurde. 

Vieles von dem, was im folgenden noch einmal 
erwähnt werden soll, dürfte den meisten bereits 
bekannt sein. Zumindest werden diejenigen ent- 
täuscht werden, die etwas gänzlich "Neues" oder 
"die Sensation" erwarten. Vielmehr geht es dar- 
um, nochmals einige Sachen ins Gedächtnis zu 
rufen und einmal mehr aufdie Bedeutung die das 
"Modell Lübeck" für die weitere Verschärfung 


des rassistischen Klimas hat bzw. haben wird, 
hinzuweisen. 


Die Beschuldigung bleibt 

Der am 30.Juni verkündete Freispruch kam alles 
andere als überraschend. Sogar das Gericht war 
in einer Zwischenbilanz im April zu dem Ergeb- 
nis gekommen, daß selbst, wenn in Zweifelsfäl- 
len die für Safwan Eid ungünstigere Variante her- 
angezogen werden würde, die Beweisaufnahme 
nichts belastendes ergeben hat. Doch, und auch 
das war bereits frühzeitig klar, um eine Verurtei- 
lung Safwan Eids ging es in diesem Prozedere 
auch gar nicht. Zu offenkundig war, daß sich das 
staatliche Konstrukt nicht halten lassen würde 
und daß eine Verurteilung auch nicht nötig ist, 
um die HausbewohnerInnen zu stigmatisieren. 
Bereits vor der Hauptverhandlung hatte Staats- 
anwalt Michael Böckenhauer darauf hingewie- 
sen: Ein Freispruch stelle für ihn keine Niederla- 
ge dar. Denn mit der Eröffnung einer Hauptver- 
handlung war ein weiteres Ziel erreicht, die An- 
schuldigung Safwan Eids und weiterer 
HausbewohnerInnen aufrechthalten zu können 


nei, auf 


della dicke 


an, DON 


Eur 
demonstration am 31.august 1996 in grevesmühlen 
und die Grevesmühlener Nazis, gegen die sich 
seinerzeit neuerlich Hinweise ergeben hatten, wei- 
terhin zu schützen. So wurde mit dem Prozeß 
die bereits mit der Verhaftung Eids am 20.Januar 
eingeschlagene Linie, haltlose Verdächtigungen zu 
streuen, konsequent fortgesetzt: Immerfort mit 
Dreck schmeißen in der Gewißheit, daß etwas 
hängen bleib. Waren doch die 
PressevertreterInnen zu begierig darauf, neue 
Spekulationen zu vermelden, die ihren eigenen 
rassistischen Vorstellungen und denen der 
LeserInnenschaft entsprechen. 

Insbesondere die HausbewohnerlInnen, die nicht 
bereit waren, das Konstrukt der Staatsanwalt- 
schaft mit ihren Aussagen zu unterstützen, bzw. 
die ihrerseits das Vorgehen der Staatsanwaltschaft 
angriffen, sahen sich immer wieder Verdächti- 
gungen der Staatsanwaltschaft ausgesetzt. Dies 
ist nicht allein mit dem Ziel zu erklären, die 
Glaubwürdigkeit der ZeugInnen, die mit Vehe- 
menz die Version der Staatsanwaltschaft bestrit- 
ten, das Feuer sei im 1.Obergeschoß ausgebro- 
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chen, zu erschüttern. Ein zweites, dem Verfah- 
ren immanentes Motiv war es, in der Öffentlich- 
keit den Verdacht zu streuen und zu verstärken, 
unter den HausbewohnerInnen seien der oder die 
angeblichen MittäterInnen zu finden. Dabei wur- 
de jedes nicht sofort verständige Detail, bzw. 
jedes Detail, was die Staatsanwälte nicht sofort 
verstehen wollten zum Verdachtsmoment und 
zum möglichen Tatmotiv erklärt. 

Weit davon entfernt, sich mit unterschiedlichen 
Lebenssituationen vertraut zu machen, wurde 
gesucht nach dem aus der deutschen Sicht Unty- 
pischen, nach Abweichendem. Quintessenz: Die 
Abweichung von der deutschen Norm kann und 
soll nicht geduldet werden, sie macht der 
(Mit)Täterschaft verdächtig. Schließlich, so wur- 
de suggeriert, ist "den Ausländern" alles zuzu- 
trauen, auch sich das eigene Haus anzuzünden. 

Das man es keinem(keinen von ihnen, auch nicht 
Safwan Eid) nachweisen konnte sei, so die Staats- 
anwaltschaft in ihrem Plädoyer, letztendlich der 
Rechtsstaatlichkeit geschuldet. Das Gericht habe 
mit der Ablehnung von illegalen Abhör- 
protokollen aus der Untersuchungshaft Safwan 


infriede 


DE en E: 


Eids die Möglichkeit einer Veruteilung verbaut. 
Aber, so Staatsanwalt Böckenbauer in der taz: 
"Lieber bleibt ein Schuldiger frei, als einen Un- 
schuldigen zu verurteilen". So bestätigt sich die 
"Rechtsstaatlichkeit" nach 61 Verhandlungstagen 
eines rassistischen Prozesses selbst. Der Rechts- 
staat hat gesiegt, die Beschuldigung der Opfer, 
insbesondere Safwan Eids, bleibt aufrechterhal- 
ten. 


Staatlicher Täterschutz 

Das Ermittlungskonstrukt, dem das Verfahren 
bzw. der Prozeß zu Grunde lag, diente von An- 
fang an dem Ziel, zu verhindern, daß Deutsche 
als Täter trotz erdrückender Hinweise zur Ver- 
antwortung gezogen werden könnten: Ob nun 
die frischen Sengspuren an den Haaren, (die Haar- 
proben sind inzwischen sicherheitshalber "ver- 
loren" gegangen) und den hierfür abgegebenen "Er- 
klärungen", bei denen einem das Lachen im Hal- 
se stecken bleibt, oder die selbstbewußte Aussa- 
ge eines Grevesmühleners (Maik Wotenow), nach- 


u U 


dem er in Güstrow bei einem Ladendiebstahl er- 
wischt wurde, die Polizei könne ihm gar nichts, 
schließlich sei er ja auch bei dem Brandanschlag 
auf das Lübecker Asylbewerberheim dabeigewe- 
sen: Im Fall Lübeck noch von Vertuschung zu 
reden ist fast schon absurd, meint das Wort doch, 
daß es etwas zu verheimlichen gibt. Die Tatsa- 
chen, die für einen rassistischen Brandanschlag 
sprechen sind ebenso offenkundig wie die Tatsa- 
che, daß das Verfahren gegen Safwan Eid, der 
Erlaß von Haftbefehlen zur Begründung einer 
sechsmonatigen Untersuchungshaft und die Er- 
öffnung einer Hauptverhandlung auf haltlosen 
zusammenphantasierten und erlogegenen Be- 
hauptungen beruhte. 

Ein gesellschaftlicher Konsens forderte im Janu- 
ar letzten Jahres, daß deutsche Täter nicht zur 
Rechenschaft gezogen werden sollen. Zu den 
Motiven und Hintergründen ist an anderer Stelle 
bereits genug gesagt worden. 

Doch stellt dies nur die strukturelle Ebene dar, in 
dem das "Modell Lübeck" - die Opfer-Täter- 
Verkehrung - stattfinden konnte und die Ziele, 
die damit verfolgt wurden. Zu fragen ist daneben 
auch nach den Entscheidungsträgern, die diesem 
kollektiven Wunsch Ausdruck verliehen und kon- 
krete Taten folgen ließen. Dabei geht es nicht um 
die Entlastung der schweigenden bzw. zustim- 
menden Mehrheit durch Focussierung auf ein 
oder zwei rassistische oder gar "schlampige" 
Staatsanwälte, die dann als Sündenböcke sus- 
pendiert werden, um den Ruf des Justiz- 
apparates wieder herzustellen. Aber wenn es 
stimmt, daß die staatliche Vertuschung rassisti- 
scher Morde auch der Legitimierung zukünfliger 
Gewalttaten dient, dann müssen neben den ge- 
sellschafllichen Verhältnissen, die ein derartiges 


jeden Mittwoch ab 19.00 Uhr 


Volxküche 


im Infoladen Dresden 


di 
fugseheif ‚naHR! venceremss aus dresden 


ist ein extrablatt der zeitschrift venceremos. 
er erscheint etwa l4tägig, bei aktuellen 
anlässen auch öfter. ihr könnt uns eure aktu- 


ellen berichte, termine etc. zum veröffentli- 
chen zuschicken. 

zu erreichen sind wir über die kontaktadresse 
der venceremos "venceremos" c/o info- 
laden dresden louisenstraße 93 01099 


dresden bzw. e-Mail: INFO_Laden- 
Dresden@Link-DD.cl.sub.de der and wird 
kostenlos in dresden ausgelegt. zur 
finanzierung sind spenden jederzeit willkom- 
men 


Verhalten ermöglichen und fordern auch die hier- 
für verantwortlichen Handlungsträger aufgezeigt 
und angegriffen werden. 

Wer, wann, wo alles die politischen Entschei- 
dungen getroffen hat, liegt nach wie vor im Dun- 
keln. Lediglich aus der FAZ, der wohl ein guter 
Draht zu staatlichen Stellen nachzusagen ist, ließ 
sich Ende März entnehmen, daß die schnelle 
Entlassung der tatverdächtigen Jugendlichen 
(auch) auf Drängen des damaligen Generalstaats- 
anwalts Heribert Ostendorf zustande kam. 


Drohende Abschiebung 

Nachdem die ehemaligen BewohnerInnen der 
Unterkunft in der Hafenstraße als Projektions- 
fläche für Rassismen von Staatsanwaltschaft und 
der Medien ausgedient haben, will der deutsche 
Staat sich ihrer nun entledigen. Ihre "Duldun- 
gen" waren stets mit dem Prozeß verknüpft und 
werden in der nächsten Zeit auslaufen. Zwar 
hatte Lübecks Bürgermeister Bouteiller (SPD) 
nach dem Brand zugesichert, alle Opfer des 
Brandanschlages würden ein dauerhaftes 
Aufenthaltsrecht erhalten, doch er hat bisher kei- 
nerlei Anstalten gemacht, die Zusage in die Pra- 
xis umzusetzen. Im Gegenteil: Obwohl er letzt- 
endlich auch als Leiter der Ausländerbehörde der 
Stadt Lübeck fungiert, sieht er sich für die Ertei- 
lung von Aufenthaltsrechten nicht (mehr) zu- 
ständig und verweist auf den Innenminister 
Schleswig-Holsteins, Ekkehard Wienholtz. Doch 
auch die (rot-grüne) Landesregierung schiebt die 
Verantwortung von sich. Zwar sprach sich der 
Landtag für ein Bleiberecht der Opfer des Brand- 
anschlages aus, es wurde aber gleichzeitig kon- 
statiert, dieses könne nur von Bundesinnenmini- 
ster Kanther erteilt werden. Bei Manfred "Ne- 


ben mit ist rechts kein Platz" Kanther liegt der 
Antrag nun auf dem Schreibtisch. Einer Kurz- 
meldung der taz vom 24.Juni war zu entnehmen, 
Kanther habe sich gegen ein Gruppenbleiberecht 
ausgesprochen, was jedoch niemanden wirklich 
überraschen wird. 


Last but not least 

Die Aufarbeitung des Lübecker Brandanschlages 
bedeutet einen weiteren qualitativen Sprung in 
Sachen rassistischer Gewalt, dies nicht nur weil 
in Lübeck 10 Menschen ermordet wurden. Zwar 
wurde immer wieder versucht, deutlich zu ma- 
chen, daß das Vorgehen in Lübeck keinen Einzel- 
fall darstellt. Ob in Lanbertheim, in Stuttgart oder 
in Hattingen: Auch dort wurde versucht nach 
Brandanschlägen die Opfer zu TäterInnen zu 
machen und den rassistischen Hintergrund und 
eine deutsche Täterschaft zu negieren. Im Ge- 
gensatz zu diesen Fällen rassistischer Ermitllungen 
aber stand Lübeck von Anfang an im Mittel- 
punkt des öffentlichen Interesses. Hier wurde 
(und wird immer noch) in einem Zusammenspiel 
von Justiz, Medien und Bevölkerung öffentlich 
vorexerziert, daß deutsche Täter in punkto ras- 
sistischer Gewalt nichts zu befürchten haben, 
daß eine breite Mehrheit gegebenenfalls bereit 
ist, die Mörder zu schützen. Durch diesen 
Schulterschluß versichert sich das deutsche Kol- 
lektiv einmal mehr seiner selbst und macht deut- 
lich, wer aus dieser Sicht die "Anderen", die 
"Fremden" darstellen, die gegebenfalls auch zur 
Ermordung freigegeben sind. 

Hiergegen gilt es mehr denn je zu opponieren. 


Karlson in der INTERIM Nr.427 vom 10.7. 1997 


Brandschlag auf Wohnhaus am 12. Juli 97 in Kassel 


In der Nacht vom Freitag auf Samstag, den 12. 
Juli hat es in einem Wohnhaus in der Kasseler 
Nordstadt gebrannt. Neun BewohnerInnen 
wurden beim Brand verletzt. Nachdem die 
Polizei anfangs in Richtung eines technischen 
Defektes oder Eigenverschulden ermittelte, wird 
nun von einem Anschlag von außen ausgegangen. 
Nachbarn und BewohnerInnen des überwiegend 
von MigrantInnen bewohnten Mehrfamilien- 


hauses berichteten, daß es um 0.30 Uhr in der 


Erdgeschosswohnung zu brennen begann und 
das Feuer sich rasch auf die anderen Wohnun- 
gen des vierstöckigen Hauses ausbreitete. Min- 
destens eine Person ist gesehen worden, die 
einen Gegenstand ins Erdgeschoss warf und 
davonrannte. Die türkische Familie, die die 
Erdgeschosswohnung bewohnt, ist zur Zeit im 
Urlaub. Zum Glück stand auch eine weitere 
Wohnung leer, und einige Hausbewohnerinnen 
waren nicht zu Hause. Neun Menschen, die im 
Haus leben, wurden beim Brand verletzt. Nach 
Aussagen von Nachbarn ist mindestens eine 
Frau schwer verletzt und in Lebensgefahr, was 
die Polizei nicht bestätigte. 

Wir können nicht sagen, ob es sich um einen . 


rassistisch motivierten Anschlag handelt, oder : 


nicht. Wir kritisieren aber die Polizei dafür, daß 
die Ermittlungen erst spät aufgenommen wur- 
den, und anfangs offensichtlich nur im Inneren 


autonamer nachrichtendienst 24. juli 1997 


des Hauses nach Anzeichen für einen technischen 
Defekt an Gasleitungen oder Selbstverschulden 
gesucht wurde, was auch die Pressedarstellungen 
im Tagesverlauf wesentlich prägte. Wir kritisie- 
ren die Polizei vor allem auch für ihre Täter- 
beschreibung nach rassistischem Muster. Der 
Polizeipressedienst verbreitete, daß es sich „um 
einen 20-25 Jahre alten Ausländer - möglicher- 
weise Südosteuropäer“‘ handeln könnte. Einen 


‚rassistischen Hintergrund für den Brandanschlag 


hält die Polizei für "unwahrscheinlich, da das Vor- 
gehen des oder der Täter nicht dem „üblichen „, 
Vorgehen von Rechtsradikalen entspräche.(„Das 
Feuer wurde nicht im Treppenhaus gelegt“) 

Die Ähnlichkeit des Vorgehens der Polizei zu Er- 
mittlungen bei anderen Brandanschlägen in der 


° BRD ist mehr als auffällig: Erst wird die Mög- 


lichkeit eines Anschlags in Frage gestellt und nach 
technischen Ursachen ermittelt; wenn ein An- 
schlag von außen nicht mehr ausgeschlossen wer- 
den kann, werden persönliche Motive (z.B. „Ra- 
che“ oder „Streitigkeiten zwischen Ausländern“) 
konstruiert und erforscht, schließlich wird ein 
Nichtdeutscher als möglicher Täter benannt. Ein 
rassistischer Hintergrund wird in der Regel von 
vornherein ausgeschlossen und in diese Richtung 
nicht ermittelt. 


BARI - Büro antırassistischer Initiativen Kassel 


In der Nacht vom 27.06. zum 
28.06.1997 wurde auf das 
AsylbewerberInnenwohnheim in der 
Haydnstraße in Dresden ein Brand- 
anschlag verübt. Gegen einen 28jäh- 
rigen erließ die Polizei inzwischen 
Haftbefehl. Das staatliche Spiel von 
"Alleintäter" und "Hintergründe völ- 
lig offen" kennen wir schon zur Ge- 
nüge. 

Der Anschlag reiht sich aber in eine 
Vielzahl anderer Aktivitäten des rech- 
ten Randes in Dresden ein. Seit der 
Demonstration von 5000 Neonazis 
gegen die Wehrmachtsausstellung am 
1.März in München wird das Stadt- 
gebiet mit Propagandamaterialien 
der Jungen Nationaldemonkraten 
(JN) und der NPD regelrecht über- 
flutet. Saalveranstaltungen nehmen 
zu und die Zahl der TeilnehmerInnen 
steigt. Am 16.Juni kam es dann seit 
langer Zeit wieder zum öffentlichen 
Auftreten von Neonazis der JN/NPD 
in guter Eintracht mit den Republi- 
kanern und der Deutschen Sozialen 
Union (DSU) auf einer Demonstrati- 
on gegen die Einführung des Euro. 
Von staatlichen Stellen erwarten wir 
im Gegensatz zum Ausländerrat 
nichts - nichts außer das Verharmlo- 
sen, Herunterspielen und Nicht-sehen- 
wollen der rechtsradikalen Umtriebe. 
Längst setzen sie die Forderungen von 
Rechtsradikalen um - natürlich mit 
anderen Mitteln. An der deutschen 
Ostgrenze gehen Nacht für Nacht tau- 
sende BGS'ler mit Booten, Hub- 
schraubern, Hunden und Wärmebild- 
geräten auf die Jagd nach "Illega- 
len". Wer. hier aufgegriffen wird, wan- 
dert postwendend wieder zurück. Wer 
es schafft, den Häschern zu entgehen, 
kann Asyl beantragen und wandert 
in Sammelunterkünfte mit Wachschutz 
und Paketnahrung, zum Nichtstun 
verdammt. Wird der Asylantrab 
abgeleht, setzt die Abschiebe- 
maschine ein. Bundesinnenminister 
Kanther hat es oft genug gesagt - 
Flüchtlinge sind in diesem Land nicht 
erwünscht. Dieses rassistische Klima 
ist der Nährboden für fremdenfeindli- 
che Anschläge. Appelle an die Lan- 
desregierung "deutliche Zeichen ge- 
gen Gewalt und Rassismus zu setzen" 
sind Rufe nach dem starken Staat, der 
zwar gegen Neonazis vorgehen und 
Flüchtlinge vor Übergriffen schützen 
soll, sie ändern aber nichts an der 
rassistischen Politik der Bundesrepu- 
blik. 


Am 14.7.97 fand die Mitgliederversammlung des Ausländerrates Dresden e.V. statt. 
Die Versammlung beauftragte den Vorstand folgende Stellungnahme zu veröffent- 
lichen: 


Menschenwürde - (k) ein Merkmal der Staatsangehörigkeit 


Gerade in diesem Jahr, dem “Europäischen Jahr gegen den Rassismus”, nehmen die restrikti- 
ven und diskriminierenden Maßnahmen der EU-Staaten gegen Menschen der Dritten Welt und 
manche Osteuropäische Länder zu. Für ausländische Besucher aus gegenwärtig 49 Staaten sollen 
die Einladenden neuerdings demütigende und den Datenschutz verletzende Fragen und Prüfungen 
der Bonität über sich ergehen lassen. Finanzielle Bedingungen ermöglichen nur wohlhabenden 
Kreisen Besuch aus einem dieser Länder. Betroffen von den neuen Regelungen sind die Gastgeber 
(auch Deutsche) und ihre Gäste. Der einzelne Gastgeber muß It. Erlaß des Regierungspräsidiums 
Dresden ein monatl. Nettoeinkommen von 2.300,- DM nachweisen, um 1 Gast einladen zu dürfen. 
Mehr Gäste - mehr Geld! Die immer scharf kritisierte Visapolitik der früheren sozialistischen 
Staaten praktiziert Deutschland heutzutage in höherer Perfektion und Raffinesse. Die Barriere des 
politischen Mißtrauens wurde durch einen “Eisernen Vorhang” aus harter Währung und bürokrati- 
schen Hürden ersetzt. Einerseits benötigen Deutsche für viele Länder der Welt überhaupt kein 
Einreisevisum oder sie erhalten die Visa am Auskunftsflughafen - andererseits kann die Beantragung 
eines deutschen Visums für Besucher aus den 49 Herkunfisländern (auch zur Familienzusammen- 
führung) viele Monate dauern. 


Besonders unverständlich ist, daß diese Verschärfung der Besucherregelung bisher nur in Sachsen 
und zwei weiteren Bundesländern angewandt wird, während die anderen diesen Erlaß des Bundes- 
innenministeriums gegenwärtig noch nicht umsetzen. 


Wir fordern, daß unsere Familien und Freunde ohne Schikane und demütigende 
Bedingungen als Gäste in die BRD einreisen dürfen und daß sich das Sächsische 
Innenministerium der Mehrzahl der Bundesländer anschließt, die sich gegen- 
wärtig noch nicht zu den verschärften Bedingungen der Besuchereinreise ent- 
schlossen haben! 


Asylsuchende sind keine Straftäter, sondern Hilfesuchende 


Neue Bestimmungen des Asylbewerberleistungsgesetzes demütigen die Flüchtlinge und bringen 
weder politische noch materielle Vorteile für Länder oder Kommunen. Das minimale Geld für Essen 
und Leben wird ersetzt durch teureres Paketessen und höheren Verwaltungsaufwand. 

Statt die vorhandenen Ermessensspielräume bei der Umsetzung eines Gesetzes zu nutzen (um 
vielleicht das Leben von Flüchtlingen etwas zu erleichtern), beeilte sich Sachsen und insbesondere 
Dresden, die Lebenssituation der Flüchtlinge zu erschweren. Sachleistung bedeutet nicht zwangs- 
weise Paketernährung, die sich durch Monotonie und kaum vorhandene Wahlmöglichkeit auszeich- 
net - sie kann auch in Form von Warenscheinen (z.B. wie in Leipzig) oder Magazinkäufen gesichert 
werden. Wenn Flüchtlinge und andere Ausländergruppen gesetzlich und politisch immer stärker an 
den Rand der Gesellschaft gedrängt werden, wenn Massenmedien vorwiegend das Bild des krimi- 
nellen Ausländers darstellen, wenn Initiativen der Kommunen und freier Träger zur Förderung der 
Integration von Ausländern und des akzeptierenden Zusammenlebens aller Bewohner aus Spar- 
zwängen auf bald Null reduziert werden, finden sich fremdenfeindliche Meinungen bestimmter 
Kreise der deutschen Bevölkerung bestätigt. 


Die Politik muß ein deutliches Zeichen setzen gegen Gewalt und Rassismus! 


Insgesamt nehmen Diskriminierung und Gewalt gegen die Schwachen der Gesellschaft zu. Beson- 
ders betroffen sind auch in Dresden Menschen anderer Nationalitäten und Hautfarben. Beispiele 
aus der letzten Zeit: 

- Brandanschläge auf Asylbewerberheime der Stadt 

- Körperliche Mißhandlung eines türkischen Bürgers am Postplatz 

- Zutrittsverbot für Ausländer in mehreren Dredner Lokalen 


Wir rufen die Landesregierung auf, deutliche Zeichen gegen Gewalt und Rassis- 
mus zu setzen: 


- Maßnahmen auf politischer, kultureller und bildungspolitischer Ebene zu ergreifen 

- bestehende Strukturen, Initiativen und Institutionen, zum Abbau von Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit zu erhalten bzw. auszuweiten 

- strenge gesetzliche Maßnahmen gegen rechtsradikale Organisationen und öffentliche 
Benennung rassistischer und fremdenfeindlicher Motive von Straftätern 

- Schutz der Asylbewerberheime als Aufgabe des Landes bzw. der Kommune zu kontrollie 
ren und zu finanzieren 


autonsmer nachrichtendienst Z4.juli 1997 


"Punks und linksradikalen Autonomen" den Marsch blasen? 


Presseerklärung „Verbotsverfügung“ gegen Aktionstage des AZ Barrikade Freiberg 


Vom 4. bis 6.Juli 97 fanden die Aktionstage anläßlich des dreijähri- 
gen Bestehens des „AUTONOMEN ZENTRUM BARRIKADE" in 
Freiberg statt. Die beiden Abendveranstaltungen, eine Hip-Hop/ 
Jungle-Party am Freitag sowie ein Punk/Hardcore-Konzert am Sams- 
tag wurden von ca. 400 Menschen besucht und unterstützt. Wie 
bei den meisten, vom Plenum der BetreiberInnen geplanten und 
organisierten Aktivitäten, wurde auch diesmal mittels Plakaten und 
Flyern dafür geworben, was jedoch einigen dubiosen Informanten 
der Freiberger Polizei Grund genug war, eine Verleumdungs-und 
Repressionskampagne gegen das selbstbestimmte Jugendzentrum 
zu starten. Ausgangspunkt dieser Diffamierung war unsere Einla- 
dung zu einem „Punx-Picnic im Stadtpark“, einem anschließenden 
„Stadtrundgang“ und einer „Öffentlichkeitsaktion für ein Alternativ- 
haus in der Freiberger Innenstadt“. Am späten Freitagnachmittag 
wurde ein Vereinsmitglied des „AJZ Freiberg e.V.“ unter Andro- 
hung mehrerer Bußgeldverfahren durch mehrere Polizeibeamte (u.a. 
Herr Ott) genötigt, mehrere Verbotsverfügungen und -bescheide 
der Ortspolizeibehörde und des Ordnungsamtes gegen Unterschrift 
entgegenzunehmen und zu bestätigen, was weder rechtsgültig noch 
„vernünftig“ ist. Von „Vernunft“ kann wohl eh keine Rede sein, 
wenn man die Ereignisse seit einer „polizeilichen Beratung“ am 2.Juli 
betrachtet, in deren Folge Herr Ott und sein Gefolge unsere Ankün- 
digungen zu „Chaostagen und Randalen, Demo und Hausbesetzung 
von mindestens 2000 (!!) Punks und linksradikalen Autonomen“ 
hochbauschen und umwidmen und andere Jugendeinrichtungen 
und Institutionen (z.B. PI-Haus, Kirche) vor den zu erwartenden 
Ausschreitungen am Wochenende warnen... Die Begründungen 
für die Verbote reichen von dreisten Lügen über zusammenhangs- 
lose Darstellungen bis hin zu interessanten Details, nach welchen 
Polizeieinsätze koordiniert werden. So wird behauptet, daß der „Ver- 
anstalter“ schon am 2.Juli aufgesucht wurde, um „Einzelheiten der 
Aktionstage zu hinterfragen und polizeilich abzustimmen“. Zwei 
Sätze später wird behauptet, der Vereinsvorsitzende sei für die „Pla- 
katierung und Organisation verantwortlich, deren Aufenthalt der- 
zeit unbestimmt ist“ (witzig, aber wird noch besser!). Obwohl täg- 
lich Leute mit Vorbereitungen im AZ beschäftigt waren (vom 2.- 
4.7.), wurde dort nicht ein einzigen Mal versucht, mit uns in Kontakt 
zu treten! Laut „Gefahrenprognose der Polizeidirektion Freiberg“ 
seien „nichtkalkulierbare Sicherheitsrisiken“ und „daraus resultie- 
rende Rechtsbeeinträchtigungen für Dritte“ zu erwarten, da sich 
hinter dem Stadtrundgang und der Öffentlichkeitsaktion in Wahr- 
heit „Aufzüge mit Intereressenbekundungen bis zur Hausbesetzung“ 
verbergen würden. Zur Bekräftigung, der so in Szene gesetzten 
Gefahren, wurden verschiedene Vorkommnisse wie z.B. Haus- 


besetzung in der Freiberger Mönchsstraße und die Ereignisse am 
Buttermarkt vom letzten Sommer genannt, aber auch die „Ausschrei- 
tungen und die offene Eskalation mit der Polizei durch diesen Per- 
sonenkreis“ während der BUNTEN REPUBLIK (Dresden-)NEU- 
STADT im Juni’97 (sieheauch AND 14 -die redax) und „erhebliche 
Beeinträchtigungen“ während des SCHLOSS-Open-Airs 1995. Auch 
die Ankündigungen für „eine Aktion der rechten Szene gegen das 
Schloß“ an diesem Wochenende und die Annahme, daß sich „das 
rechte Spektrum herausgefordert fühlt und Störungen nicht ausge- 
schlossen werden können“, scheinen eine politische Zensur gegen 
das AZ BARRIKADE zu rechtfertigen... Obwohl doch gerade 
rechtsradikale und deutsch-nationale Gewalttäter in den letzten 
Wochen und Monaten immer öfters Menschen angriffen und ver- 
letzten (z.B. am 26.6.1997 am SCHLOSS), werden politische Ent- 
scheidungen nach deren Ankündigungen koordiniert und durch- 
geführt. Kommt es zu Angriffen durch Rechtsradikale, entzieht sich 
die Freiberger Polizei oftmals ihrer Verantwortung und ignoriert Hil- 
ferufe (z.B. Angriff auf’s TRAIN CONTROL im September’95 - 
SOKO REX ermittelt??, Angriffauf Gymnasiumsfeier in Brand-Er- 
bisdorfim Juni 1997 und der bereits erwähnte Überfall auf Punks am 
Schloß am 26.6.97)! Aus diesen Gründen wird es Zeit zu fragen, ob 
mensch solche senilen und unfähigen Verantwortungsträger noch 
länger in ihren Behörden (sei es Polizei oder Stadtverwaltung) dul- 
den sollte oder ob es erst Tote geben muß!?) Die ununterbrochene 
Observierung des Münzbachtals (Standort des AZ - die redax) mit 
mindestens 10 Einsatzfahrzeugen der Polizei während der Aktions- 
tage scheint ja zumindestens die „Steuerzahler“ ob ihrer Sinnlosig- 
keit nicht zu stören. WIR FORDERN: *ein Gespräch mit den Ver- 
antwortlichen der Behörden sowie deren öffentliche Entschuldi- 
gung beim „AJZ Freiberg e.V.“ für diese Diffamierung und Belästi- 
gung. *entschlosseneres Vorgehen gegen rechtsradikale und neo- 
faschistische Hetze und Gewalt *Aufklärung von zurückliegenden 
Vorfällen unterlassener Hilfeleistung von Polizeibeamten während 
rechtsradikaler Übergriffe und deren zukünftige Verhinderung *Kei- 
ne Unterstützung der rechten Szene durch die Stadtverwaltung Frei- 
berg 


STOPPT DIE STAATLICHE REPRESSION GEGEN ALTERNA- 
TIVE UNDSELBSTBESTIMMTE PROJEKTE! KEIN FUßBREIT 
DEN FASCHISTEN HIER UND ANDERSWO! FÜR EINE KUL- 
TUR FREI VON ZENSUR! 


Freiberg, den 7.Juli 1997 
AZ BARRIKADEJ/AJZ FG e.V. 


ruhestörender Lärm 
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Den antifaschistischen Widerstand organisieren! 
Gegen den Rudolf-Hess-Aufmarsch vorgehen! 


1.März 1997. 5000 Alt- und Jungfaschisten marschieren 
anläßlich der Eröffnung der Ausstellung "Vernichtungs- 
krieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941-1944". 10000 
AntifaschistInnen demonstrieren gegen den Naziauf- 
marsch. 

1.Mai 1997. Unter der Parole "Arbeit zuerst für Deutsche" 
kündigen Faschisten aus dem Lager der Jungen National- 
demokraten (JN) einen Aufmarsch in Leipzig an. Dazu 
kommt es dank breiter antifaschistischer Gegen- 
mobilisierung nicht. 

17. August 1997. 10.Todestag von Rudolf Hess. Hess, bis 
zu seinem Tod verurteilter Kriegsverbrecher und Hitlers- 
tellvertreter inhaftiert, wird von den Faschisten jährlich 
zum Anlaß genommen, öffentliche Aufmärsche durchzufüh- 
ren. 

Die Antifa HaQu und die Autonome Antifa (M) rufen im 
Rahmen verschiedener bundesweiter Aktionen gegen den 
Rudolf-Hess-Aufmarsch zu einer Demonstration am 9.Au- 
gust 1997 in Quedlingburg auf. Diese Demonstration wird 
sich hauptsächlich gegen Steffen Hupka, langjähriger 
Nazikader der Region Harz von bundesweiter Bedeutung, 
richten. 

Steffen Hupka ist seit Jahren in der Naziszene aktiv. Er 
gehörte dem Führungskader der 1992 verbotenen "Natio- 
nalistischen Front" (NF), sowie deren Nachfolgeorgani- 
sation "Sozialrevolutionäre Arbeiterfront" (SrA) an. Be- 
reits vor dem Verbot wurde in der NF der Aufbau eines 
Zellensystems forciert. Einer der treibenden Kräfte war 
Steffen Hupka, der in den, von ihm selbst herausgegebenen 
Zeitschriften "Aufbruch" (NF) und "Umbruch-Heft für 
Ideologie und Strategie" (SrA) die Organisierung in klei- 
nen Zellen immer wieder thematisiert. Neben seiner Funk- 
tion als Herausgeber des "Umbruch" tritt Hupka als Re- 
dakteur für "Einheit und Kampf”, dem Mitteilungsblatt der 
"Jungen Nationaldemokraten (JN), wie auch in deren Vor- 
stand in Erscheinung. 

1993 hat Hupka seinen Wohnort nach Quedlinburg ver- 
legt, um dort, in der Region Ostharz, die faschistische Zel- 
lenbildung voranzutreiben. Er traf auf bereits existieren- 
de Zusammenhänge der SrA und der "Direkten Aktion Mit- 
teldeutschland/Junge Front", sowie auf eine anpolitisierte, 
aufgehetzte Jugendszene. Ganz auf der Linie des Zellen- 
prinzips begann Hupka damit unabhängige Vorfeld- 
organisationen, wie z.B. dem "Harzer Heimtschutz" und 
den "Unabhängigen Freundeskreis" (UAF) zu koordinie- 
ren. Letzterer untersteht unmittelbar der Regie Hupkas, und 
ist über die "Harzfront” in den überparteilichen Zusam- 
menschluß "Deutscher Freundeskreis Nordharz" (DFN) 
eingebunden. Die “unabhängigen Kameradschaften" stel- 
len mittlerweile ein handlungsfähiges und schnell ; 
zu mobilisierendes Potential dar, doch derlei 
Aktivitäten versucht Hupka möglichst im 
Hintergrund zu halten. ä 
In die Öffentlichkeit getreten ist er in 
letzter Zeit hingegen vor allem bei 
Aktionen der JN. Hupka war es, 
der beim Naziaufmarsch am 
1.März in München als Bus 
koordinator fungierte und er; 
war es, der am 1.Mai 1997 
in Hann.Münden nicht nur 
als JN-Redner auftrat, # 
sondern nach eigenen, 
Angaben auch den Auf- ; 
marsch organisiert 


Veranstaltungen in Nürnberg 


29.7. 19.30 Uhr Komm, Nbg. . 
Die Befreiung des KZ Flosenbürg. Das Ende der national- 
sozialistischen Herrschaft in Nordbayern 
8.8. 19.30 Uhr Komm, Nbg. nn . 
Fortführung der NS-Justiz in der BRD 


9,8. 19.30 Uhr Komm, Nbg. nn 
Lübeck - Wie der deutsche Staat aus Opfern Täter macht 


10.8. 19.30 Uhr Kulturladen Nord, Nbg. 
Das siebte Kreuz - Film 


11.8. 19.30 Uhr Gewerkschaftshaus a 
Die Vernichtung des Nazismus in seinen Wurzeln ist 
unsere Losung . , 


13.8. 19.30 Uhr Komm,Nbg 
Antifaschismus gestern und heute 


15.8. 19.30 Uhr Internationales 
Kulturhaus Endertstr.9, Nbg 
Knüppelgarden im Einsatz - Film 


16.8 15.00 Uhr Komm, Nbg. 
Antifa - Fest mit Konzert 


11.8. 14.00 Uhr Lorenzkirche, Nbg. 


DEMO: den antifaschistischen Widerstand 
organisieren - Schluß mit dem Naziterror 


NTIFASCHISTISCHES 
A KTIONSBUND NIS 


. 


zu einer wichtigen Fi-: | — 
gur innerhalb der bu 
desdeutschen Naz 
szene entwickelt. Seine 
strategischen Überle- 
gungen und organisa- 
torischen Fähigkeiten 
stoßen in Nazikreisen 
zunehmend auf Gehör. 
Kennzeichnend dafür ist, 
daß Hupka nicht nur eine 
Führungsrolle im halblegalen 
Zellennetz, sondern gleichzeitig 
auch eine tragende Position im 
Vorstand der JN, der derzeit bedeu- * 
tendsten, offen agierenden Nazi- 
organisation inne hat. 
Im Harz, insbesondere in Quedlinburg und ”®% 
Umgebung, besitzt er eine unangefochtene Vor- 
machtstellung. 


Kommt zur Demo! 


Samstag, 9.8.1997, 13 Uhr 
Carl-Ritter-Platz, Quedlinburg 


Die Rudolf-Hess-Aktivitäten der Neonazis werfen ihre Schatten voraus. 
Wer war Rudolf Hess? Was bedeutet er für die bundesdeutsche Nazi- 
szene nach seit seinem Tod? Was planen Neonazis in den kommenden 
Wochen und wie können wir ihre Aktionen hier ver- bzw. behindern? 


dazu am Samstag, dem 2.August 1997 um 16°° Uhr im AZ 
Conni, Rudolf-Leonhard-Str.39 eine INFO- und 


MOBILISIERUNGSVERANSTALTUNG 


organisiert vom Infoladen Dresden 


autonomer nachrichtendienst 24. juli 1997 


